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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über eine Zählung der Bevölkerung, Gebäude, Wohnungen, nichtlandwirtschaftlichen 
Arbeitsstätten und landwirtsdiafllichen Kleinbetriebe im Jahre 1950 

(Volkszählungsgesetz 1950) 

- Nr. 982 der Drudtsachen - 

mit den 

Beschlüssen des 24. Ausschusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über eine Zählung der 
Bevölkerung, Gebäude, Wohnungen, nichtlandwirt- 
schaftlichen Arbeitsstätten und landwirtschaftlichen 
Kleinbetriebe im Jahre 1950 
(Volkszählungsgesetz 1950) 

Der Bundestag . hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

Am 13. September 1950 findet eine allgemeine 
Volkszählung, eine Zählung der Gebäude und 
Wohnungen sowie eine Zählung der nichtland- 
wirtschaftlichen Arbeitsstätten und der landwirt- 
schaftlichen Kleinbetriebe unter 0,6 Hektar statt. 

§2 

(1) Zur Vorbereitung der Zählung erfolgen Probe- 
erhebungen sowie eine Gebäudevorerhebung. 

(2) Zur Ergänzung der Zählung werden eine Zusatz- 
erhebung bei den Straßenverkehrsbetrieben, eine 
Erhebung über die Kostenstruktur der nichtland- 
wirtschaftlichen Arbeitsstätten, eine Erhebiing über 
den Viehbestand in landwirtschaftlichen Klein- 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über eine Zählung der 
Bevölkerung, Gebäude, Wohnungen, nichtlandwirt- 
schaftlichen Arbeitsstätten und landwirtschaftlichen 
Kleinbetriebe im Jahre 1950 
( Volkszählungsgcsetz 1 950) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Unverändert 


§ 2 

Unverändert 
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Entwurf 

betrieben unter 0,6 Hektar und eine Erhebung 
über die Untermieten von Untermieter-Haushal- 
tungen vorgenommen, die auch nach dem 3L De- 
zember 1950 durchgeführt werden können. Den 
Zeitpunkt der ergänzenden Erhebungen bestimmt 
der Bundesminister des Innern im Einvernehmen 
mit den fachlich zuständigen Bundesministern. 

§ 3 

(1) Die Zählung, die Probeerhebungen und die Ge- 
bäudevorerhebung erstrecken sich auf die in An- 
lage 1 enthaltenen Fragen. 

(2) Die ergänzenden Erhebungen nach § 2 Absatz 2 
erstrecken sich auf die in der Anlage 2 enthaltenen 
Fragen. Die Auswahl der für die Erhebung der 
Kostenstruktur der nichtlandwirtschaftlichen Ar- 
beitsstätten bestimmten Betriebe sowie der für die 
Erhebung der Untermieten bestimmten Unter- 
mieter-Haushaltungen erfolgt durch die Statisti- 
schen Landesämter (repräsentative Erhebungen). 

(3) Die in Anla^re 1 und 2 enthaltenen Fragen kön- 
nen in ihrem Wortlaut geändert sowie weiter auf- 
gegliedert werden, soweit der Inhalt der Frage- 
stellung hierdurch nicht berührt wird. 


§ 4 

(1) Von der Volkszählung sind ausgenommen: 

1. Angehörige der Besatzungsstreitkräfte, der 
Besatzungsbehörden, der beglaubigten aus- 
ländischen Missionen sowie der Internationa- 
len Kontrollbehörde für die Ruhr, 

2. Familienangehörige der unter Ziffer 1 fallen- 
den Personen. 

(2) Die Gebäude- und Wohnungszählung bezieht 
sich nicht auf Gebäude und Wohnungen, die 
ausschließlich von den unter Ziffer 1 und 2 fallen- 
den Personen benutzt werden; die Erfassung 
dieser Gebäude und Wohnungen wird im Rahmen 
dieses Gesetzes von der Bundesregierung durch 
Rechts Verordnung gesondert geregelt. 

§ 5 

J eder Haushai tungsvorstand, Grundstückseigen- 
tümer, Wohnungsinhaber, Inhaber einer nidit^ 
landwirtschaftlichen Arbeitsstätte oder Inhaber 
eines landwirtschaftlichen Kleinbetriebes unter 
0,6 Hektar sowie jeder im Rahmen der ergänzen- 
den Erhebungen nach § 2 Absatz 2 Befragte hat 
alle in den Zählpapieren enthaltenen Fragen rich- 
tig, vollständig und bis zu dem festgesetzten Zeit- 
punkt zu beantworten. Bei der Erhebung über die 
Kostenstruktur der nichtlandwirtschaftlichen Ar- 
beitsstätten besteht keine Verpflichtung zur Aus- 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


§3 

(1) Die Zählung, die Probeerhebungen und die Ge- 
bäudevorerhebung erstrecken sich auf die in Anlage 
1 enthaltenen Fragen. 

(2) Die ergänzenden Erhebungen nach § 2 Absatz 2 
erstrecken sich auf die in der Anlage 2 enthaltenen 
Fragen. Die Auswahl der für die Erhebung der 
Kostenstruktur der nichtlandwirtschaftlichen Ar- 
beitsstätten bestimmten Betriebe sowie der für die 
Erhebung der Untermieten bestimmten Unter- 
mieter-Haushaltungen erfolgt durch die Statisti- 
schen Landesämter (repräsentative Erhebungen). 

(3) Die in Anlage 1 und 2 enthaltenen Fragen kön- 
nen in ihrem Wortlaut geändert sowie weiter auf- 
gegliedert werden, soweit der Inhalt der Frage- 
stellung hierdurch nicht berührt wird. 

(4) Die Länder haben das Recht, zusätzliche Erhe- 
bungen anzustellen, soweit dadurch der Zweck die- 
ses Gesetzes nicht gefährdet wird. 

§4 

Unverändert 


§5 

Unverändert 
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Entwurf 


kunftserteilung. An die Stelle einer geschäftsun- 
fähigen oder beschränkt geschäftsfähigen Person 
tritt der gesetzliche Vertreter. Der Befragte hat 
durch seine Unterschrift an dem dafür vor- 
gesehenen Platz die Richtigkeit und Vollständig- 
keit der Angaben zu bestätigen. 

§ 6 

(1) Die mit der Statistik für Bundeszwecke beauf- 
tragte Stelle bereitet unter dem Namen Statisti- 
sches Bundesamt als selbständige Bundesober- 
behörde die Zählung, die Probeerhebungen, die 
Gebäudevorerhebung und die ergänzenden Erhe- 
bungen vor. Zur Vorbereitung gehört auch die 
technische Festlegung der Zählpapiere, des Erhe- 
bungsverfahrens, des Mindesttabellenprogramms, 
des Verlaufes der Aufbereitung und des Mindest- 
veröffentlichungsprogramms. 

(2) Die Statistischen Landesämter führen die Zäh- 
lung, die Probeerhebungen, die Gebäudevorerhe- 
bung und die ergänzenden Erhebungen vorbehalt- 
lich der Bestimmung des Absatzes 3 durch. Zur 
Durchführung gehören die Vorarbeiten für die Be- 
fragung, die Bereitstellung der Erhebungs- 
p a p i e r e , die Befragung und Aufbereitung. 

(3) Das Statistische Bundesamt kann die ergänzen- 
den Erhebungen ganz oder teilweise selbst vor- 
nehmen. Es kann sich hierbei der Amtshilfe der 
Behörden bedienen oder die Durchführung son- 
stigen Stellen mit deren Einwilligung übertragen. 


§ 7 

Die mit der Erhebung beauftragten Stellen be- 
stellen die Zähler. 

§ 8 

(1) Die Behörden sind verpflichtet, in dem von den 
Erhebungsstellen angeforderten Umfang ihren 
Beamten, Angestellten und Arbeitern Gelegenheit 
zur Ausübung der Zählertätigkeit unter Fort- 
zahlung der Bezüge zu geben. 


(2) Verkehrs- und andere Behörden, 
deren Tätigkeit im Zeitraum der 
Zählung im öffentlichen Interesse 
nicht unterbrochen werden darf, 
sind von der Verpflichtung nach 
Absatz 1 insoweitbefreit, als diese 
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§6 

(1) Die mit der Statistik für Bundeszwecke beauf- 
tragte Stelle bereitet unter dem Namen Statistisches 
Bundesamt als selbständige Bundesbehörde die 
Zählung, die Probeerhebungen, die Gebäudevor- 
erhebung und die ergänzenden Erhebungen vor. 
Zur Vorbereitung gehört auch die technische Fest- 
legung der Zählpapiere, des Erhebungsverfahrens, 
des Mindesttabellenprogramms, des Verlaufes der 
Aufbereitung und des Mindestveröffentlichungs- 
programms. 

(2) Die Statistischen Landesämter führen die Zäh- 
lung, die Probeerhebungen, die Gebäudevorerhe- 
bung und die ergänzenden Erhebungen vorbehalt- 
lich der Bestimmung des Absatzes 3 durch. Zur 
Durchführung gehören die Vorarbeiten für die Be- 
fragung, die Bereitstellung der Zählpapiere, die Be- 
fragung und Aufbereitung. 

(3) Das Statistische Bundesamt kann im Einver- 
nehmen mit der obersten Landesbehörde des be- 
treffenden Landes die ergänzenden Erhebungen 
ganz oder teilweise selbst vornehmen. Es kann sich 
hierbei der Amtshilfe der Behörden bedienen oder 
die Durchführung sonstigen Stellen mit deren Ein- 
willigung übertragen. 

(4) Die unmittelbare Durchführung der Zählung ist 
bis auf die Fälle des § 6 Absatz 3 Satz 2 Aufgabe 
der Gemeinden. 

§7 

Die mit der Erhebung beauftragten Stellen bestellen 
die Zähler, die möglichst ehrenamtlich bestellt sein 
sollen, 

§8 

(1) Die Behörden des Bundes, der Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände und sonstigen Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, in dem 
von den Erhebungsstellen angeforderten Umfang 
ihren Beamten, Angestellten und Arbeitern Ge- 
legenheit zur Ausübung der Zählertätigkeit unter 
Fortzahlung der Bezüge zu geben. 

(2) Lebenswichtige öffentliche Dienste dürfen durch 
die Verpflichtung nach Absatz 1 in ihrer Tätigkeit 
nicht unterbrochen werden. 
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Entwurf 


zu einer Unterbrechung ihrerTätig- 
keit führen würde. 

§ 9 

Der Zähler ist berechtigt und verpflichtet, die not- 
wendigen Eintragungen selbst vorzunehmen, so- 
weit dies zur Erfüllung des Zählungszweckes er- 
forderlich und der Auskunftspflichtige hiermit 
einverstanden ist. 

§ 10 

(1) Alle mit der Zählung sowie mit der Bearbeitung 
des Urmaterials befaßten Personen sind zur 
Verseil wiegenheit über alle persönlichen und sach- 
lichen Angaben verpflichtet, die bei der Zählung zu 
ihrer Kenntnis gelangen. 

(2) Die durch die Zählung gewonnenen Angaben 
sowie ihre Kenntnis dürfen nur zu statistischen 
Zwecken benutzt werden; sie dürfen insbesondere 
nicht für Zwecke der Polizei-, der Steuer- und der 
Wohnungsbehörden verwendet werden. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
auch für die Probeerhebungen, für die Gebäude- 
vorerhebung und für die ergänzenden Erhebungen. 

§ 11 

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht die Zäh- 
lungsergebnisse in gedruckter Form entsprechend 
dem Mindestveröffentlichungsprogramm; die Sta- 
tistischen Landesämter haben die gleiche Ver- 
pflichtung für ihren Bereich. 

§ 12 

Das Statistische Bundesamt imd die Statisti- 
schen Landesämter haben die durch die Volks- 
zählung gewonnenen Bevölkerungszahlen der Ge- 
meinden und die Gliederung nach Geschlecht imd 
Altersgruppen der Bevölkerung der Länder sowie 
die durch die Wohnungszählung gewonnenen Er- 
gebnisse über die Zahl der Wghnungen und Wohn- 
räume mindestens jährlich auf den neuesten Stand 
einheitlich fortzusdireiben. 

§ 13 

(1) Die beim Statistischen Bundesamt anfallenden 
Kosten sowie die Kosten für die ergänzenden Er- 
hebungen, soweit diese nicht von den Statistischen 
Landesämtern durchgeführt werden, werden vom 
Bund getragen. 

(2) Alle übrigen Kosten werden von den Ländern 
getragen. Der Bund leistet dazu an die Länder 
einen Beitrag 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


§9 

Unverändert 


§ 10 

(1) Alle mit der Zählung sowie mit der Bearbeitung 
der Zählpapiere befaßten Personen sind zur Ver- 
schwiegenheit über alle persönlichen und sachlichen 
Angaben verpflichtet, die bei der Zählung zu ihrer 
Kenntnis gelangen. 

(2) Die durch die Zählung gewonnenen Angaben so- 
wie ihre Kenntnis dürfen nur zu statistischen Zwek- 
ken benutzt werden; sie dürfen insbesondere nicht 
für Zwecke der Polizei-, der Steuer- und der Woh- 
nungsbehörden verwendet werden. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten auch 
für die Probeerhebungen, für die Gebäudevorerhe- 
bung und für die ergänzenden Erhebungen. 

§ 11 

Unverändert 


§ 12 

Unverändert 


§ 13 

(1) Die beim Statistischen Bundesamt anfallenden 
Kosten sowie die Kosten für die ergänzenden Er- 
hebungen § 2 Absatz 2, soweit diese nicht von den 
Statistischen Landesämtern durchgeführt werden, 
werden vom Bund getragen. 

(2) Alle übrigen Kosten werden von den Ländern 
getragen. Der Bund leistet dazu an die Länder 
einen Zuschuß 
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Entwurf 


a) in Höhe der Hälfte der von dem Statistischen 
Bundesamt errechneten voraussichtlichen Ge- 
samtkosten der Statistischen Landesämter, 

b) in Höhe der Hälfte der den Gemeinden von den 
Ländern erstatteten Kosten, aber von nicht 
mehr als 0,05 DM, oder bei Gremeinden, die 
eine vollständige Gebäudevorerhebung durch- 
führen, von nicht mehr als 0,10 DM je Kopf 
der gezählten Bevölkerung (Wohnbevölkerimg), 

(3) Die Aufteilung der Beiträge auf die Länder 
und die zeitliche Aufteilung auf die Rechnungsjahre 
1950, 1951 und 1952 erfolgt durch den Bundes- 
minister des Innern Im Einvernehmen mit dem Bun- 
desrat, wobei die Aufteilung des Beitrages zu 
den Kosten der Statistischen Landesämter unter 
Berücksichtigung der Anzahl der gezählten Per- 
sonen (Wohnbevölkerung), Wohnungen und Ar- 
beitsstätten vorgenommen wird. 

(4) Die Kosten für die Fortschreibung nadi § 12 
werden vom Bund und von den Ländern nach 
Maßgabe der bei ihnen anfallenden Arbeiten ge- 
tragen. 

(5) Sofern sich Berlin der Zählung entsprechend 
den Bestimmungen dieses Gesetzes anschließt, 
wird vom Bund hierzu der nach Absatz 2 und 3 
festgesetzte Beitrag geleistet. 

§ 14 

(1) Wer eine Frage, zu deren Beantwortung er auf 
Grund dieses Gesetzes oder der zu seiner Durch- 
führung erlassenen Vorschriften verpflichtet ist, 
vorsätzlich falsch, unvollständig oder nicht recht- 
zeitig beantwortet, oder wer sich weigert, eine 
solche Fraffe zu beantworten, wird mit Geldstrafe 
oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich oder 
grobfahrlässig die Geheimhaltungspflicht nach 
§ 10 verletzt. Die Tat wird nur auf Antrag des 
Verletzten verfolgt; der Antrag kann- zurück- 
genommen werden. 


§ 15 

(1) Die zur Vorbereitung der Zählung und Erhe- 
bungen und zur Sicherung der zeitlidien und sach- 
lichen Einheitlichkeit erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften erläßt die Bundes- 
regierung. 

(2) Rechtsverordnungen in Ausführung des § 6 
Absatz 1 Satz 2 erläßt der Bundesminister des 
Innern. Soweit sie die Erhebung über die Kosten- 
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a) in Höhe der Hälfte der von dem Statistischen 
Bundesamt errechneten voraussichtlichen Ge- 
samtkosten der Statistischen Landesämter für 

die Durchführung dieses Gesetzes, 

b) in Höhe der Hälfte der den Gemeinden von den 
Ländern erstatteten Kosten, aber von nicht mehr 
als 0,05 DM oder bei Gemeinden, die eine voll- 
ständige Gebäudevorerhebung durchführen, 
von nicht mehr als 0,10 DM je Kopf der gezählten 
Bevölkerung (Wohnbevölkerung). 

(3) Die Aufteilung der Zuschüsse auf die Länder und 
die zeitliche Aufteilung auf die Rechnungsjahre 
1950, 1951 und 1952 erfolgt durch den Bundesmini- 
ster des Innern im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rat, wobei die Aufteilung des Zuschusses zu den 
Kosten der Statistischen Landesämter unter Berück- 
sichtigung der Anzahl der gezählten Personen 
(Wohnbevölkerung), Wohnungen und Arbeitsstätten, 
vorgenommen wird. 

(4) Die Kosten für die Fortschreibung nach § 12 
werden vom Bund und von den Ländern nach Maß- 
gabe der bei ihnen anfallenden Arbeiten getragen. 

(5) Sofern sich Berlin der Zählung entsprechend den 
Bestimmungen dieses Gesetzes anschließt, wird vom 
Bund hierzu der nach Absatz 2 und 3 festgesetzte 
Zuschuß geleistet. 

§ 14 

(1) Wer eine Frage, zu deren Beantwortung er auf 
Grund dieses Gesetzes oder der zu seiner Durch- 
führung erlassenen Vorschriften verpflichtet ist, 
vorsätzlich falsch, unvollständig oder nicht recht- 
zeitig beantwortet, oder wer sich weigert, eine solche 
Frage zu beantworten, wird mit Geldstrafe oder 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich oder grob- 
fahrlässig die Geheimhaltungspflicht nach § 10 ver- 
letzt. Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt; der Antrag kann zurückgenommen werden. 

(3) Weitergehende Strafbestimmungen werden hier- 
durdi nicht berührt. 

§ 15 

(1) Die zur Vorbereitung der Zählung und Erhebun- 
gen und zur Sicherung der zeitlichen und sachlichen 
Einheitlichkeit erforderlichen allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften erläßt die Bundesregierung mit 

Zustimmung des Bundesrats. 

(2) Rechtsverordnungen in Ausführung des § 6 Ab- 
satz 1 Satz 2 erläßt der Bundesminister des Innern. 
Soweit sie die Erhebung über die Kostenstruktur 
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Struktur der nichtlandwirtschaftlichen Arbeits- 
stätten betreffen, ist die Zustimmung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft erforderlich. 

(3) Die zur Durchführung der Zählung und der 
Erhebungen nach § 6 Absatz 2 Satz 2, insbesondere 
zur Vorbereitung und Abwicklung der Befragung 
und Aufbereitung erforderlichen Durchführungs- 
bestimmungen erlassen dieLandesregie- 
r u n g e n. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 4. Ausschusses 


der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten be- 
treffen, ist die Zustimmung des Bundesministers 
für Wirtschaft erforderlich. 

(3) Die Landesregierungen erlassen die zur Durch- 
führung der Zählung und der Erhebungen nach § 6 
Absatz 2 Satz 2, insbesondere zur Vorbereitung und 
Abwicklung der Befragung und Aufbereitung er- 
forderlichen Durchführungsbestimmungen. 

§ 16 

Unverändert 


Die Anlagen 1 und 2 werden bis auf die Änderung in der Anlage 1 Zeile 29 — „besitzen Sie 
Angehörige,“ ersetzt durch „haben Sie Angehörige,“ — unverändert angenommen. 
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